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Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz; beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Auflösung 

(1) Der Reichsnährstand und seine wirt- 
schaftlichen Zusammenschlüsse sind aufgelöst. 

(2) Wirtschaftliche Zusammenschlüsse im 
Sinne dieses Gesetzes sind die Hauptvereini- 
gungen und Wirtschaftsverbände des Reichs- 
nährstandes (Zusammenschlüsse). 

§ 2 

Aufgaben und Zuständigkeit der Treuhänder 

(1) Die Vermögen des Reichsnährstandes 
und der Zusammenschlüsse sind nach den 


Vorschriften dieses Gesetzes durch Treuhän- 
der (Haupttreuhänder, Landestreuhänder und 
Sondertreuhänder) zu erfassen und abzu- 
wlckeln. 

(2) Der Haupttreuhänder ist im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes für die Vermögen des 
Reichsnährstandes und der Zusammenschlüsse 
zuständig. 

(3) Dem Haupttreuhänder unterstehen mit 
beschränktem Geschäftsbereich: 

1. Landestreuhänder für das Vermögen des 
Reichsnährstandes In den Ländern, für 
deren Bereich sie bestellt sind, 

für das dort belegene Vermögen des 
Reichsnährstandes und die nach dem 
8. Mai 1945 dort entstandenen Vermögen 
der Wirtschaftsverbände, 
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2. der Sondert reuhänder für die Vermögen 
der Hauptvereinigungen, 

für die im Bundesgebiet belegenen Ver- 
mögen der Zusammenschlüsse mit Aus- 
nahme der dort nach dem 8. Mai 1945 ent- 
standenen Vermögen der Wirtschaftsver- 
bände, 

3. der Landestreuhänder für die Vermögen 
des Reichsnährstandes und der Hauptver- 
einigungen in Berlin, 

für die Vermögen des Reichsnährstandes 
und der Zusammenschlüsse, soweit die 
Vermögen im Lande Berlin oder sonst 
außerhalb des Bundesgebietes belegen sind. 

(4) Der Haupttreuhänder vertritt den 
Reichsnährstand und die Zusammenschlüsse 
gerichtlich und außergerichtlich. Die ihm 
unterstehenden Treuhänder sind im Rahmen 
Ihres Geschäftsbereichs (Absatz 3) zur Ver- 
tretung des Haupttreuhänders nach dessen 
Weisung berufen. 

(5) Der allgemeine Gerichtsstand des 
Reichsnährstandes und der Zusammenschlüsse 
wird durch den Sitz des Haupttreuhänders 
bestimmt. Wird der Haupttreuhänder nach 
Absatz 4 Satz 2 vertreten, so wird der allge- 
meine Gerichtsstand durch den Sitz des Ver- 
treters bestimmt. 

(6) Die Treuhänder sind befugt, für die 
Beteiligten (Reichsnährstand, Zusammen- 
schlüsse, Bundesrepublik Deutschland, Län- 
der, Rückfallberechtigte, Landwirtschafts- 
kammern und sonstige öffentliche Einrich- 
tungen) die zur Durchführung dieses Geset- 
zes erforderlichen Anträge auf Berichtigung 
des Grundbuchs und -der sonstigen öffent- 
lichen Bücher zu stellen. Sie haben bei der 
Stellung ihrer Anträge zu versichern, daß 
sich die jeweils Beteiligten mit dem Berichti- 
gungsantrag einverstanden erklärt haben. 

§ 3 

Weitere Vorschriften über den Treuhänder 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
bestellt die Treuhänder und beruft sie ab. Er 
bestimmt ihren Sitz. Die Landestreuhänder 
werden im Benehmen mit der Obersten Lan- 
desbehörde für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Oberste Landesbehörde) be- 
stellt. Die Bestellung der Treuhänder und die 
Beendigung ihres Amtes sind im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. 


(2) Die Treuhänder erhalten eine durch 
den Bundesminister festzusetzende Auf- 
wandsentschädigung und für Dienstreisen 
eine Entschädigung nach den Sätzen, die den 
Bundesbeamten der Reisekostenstufe I b auf 
Grund der Vorschriften über die Relse- 
kostenvergütung der Bundesbeamten zu- 
stehen, Der Bundesminister kann für die 
Reisekosten eine Entschädigung in Form 
einer monatlichen Gesamtabfindung bewilli- 
gen. 

(3) Die Treuhänder haben dem Bundes- 
minister auf Verlangen jederzeit über ihre 
Tätigkeit Auskunft zu erteilen und über die 
Verwaltung Rechnung zu legen. 

(4) Die Treuhandverwaltung unterliegt der 
Prüfung durch den Bundes re chnungshof. 



(1) Alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen des privaten und des öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, diejenigen Ver- 
mögenswerte, die sich in ihrem Besitz oder 
in ihrer Verwaltung befinden und die dem 
Reidisnährstand oder den Zusammenschlüs- 
sen am 8, Mai 1945 oder nach diesem Zeit- 
punkt Zuständen oder zustehen, bis zum 
anzumelden. Anzu- 
melden sind auch die Vermögenswerte, die 
auf Grund eines dem Reichsnährstand oder 
den Zusammenschlüssen gehörenden Redits 
als Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung 
oder Entziehung eines Gegenstandes oder 
durch ein Rechtsgeschäft erworben sind, das 
sich auf das in Satz 1 genannte Vermögen 
bezieht. 

(2) Die Vermögenswerte sind bei dem 
Treuhänder anzumelden, in dessen Geschäfts- 
bereich (§ 2 Abs. 3) der. Anmeldepflichtige 
seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt, 
seinen Sitz oder seine Niederlassung hat. 
Grundstücke und Rechte an Grundstücken 
sind bei dem Treuhänder anzumelden, in 
dessen Geschäftsbereich das Grundstück Im 
Grundbuch eingetragen ist. Anmeldungen, 
die bei einem unzuständigen Treuhänder -ein- 
gehen, sind an den zuständigen Treuhänder 
weiterzuleiten. 

(3) Wer nicht rechtzeitig anmeldet, haftet 
für den aus der Unterlassung oder Verzöge- 
rung entstehenden Schaden. Die Haftung 


3 



entfällt, wenn die rechtzeitige Anmeldung 
ohne Verschulden unterblieben ist und un- 
verzüglich nachgeholt wird. 

(4) Einer Anmeldung bedarf es nicht, so- 
weit Vermögenswerte bereits bei einem Treu- 
händer (§ 2 Abs. 3) angemeldet worden sind 
und dieser die Anmeldung schriftlich be- 
stätigt hat, oder wenn der Besitz an dem an- 
zumeldenden Vermögenswert von diesem 
Treuhänder übertragen worden ist. 

§ 5 

Anmelderecht bei Ansprüchen 

(1) Anmeldeberechtigt sind 

1. natürliche Personen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes oder im Saargebiet befugt ge- 
nommen haben; 

2. Heimkehrer im Sinne des § 1 des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer 
(Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) in der Fassung 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Heimkehrergesetzes vom 
17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931); 

3. juristische Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ihren Sitz im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes haben; eine juristische 
Person hat ihren Sitz im Land Berlin, 
wenn sie ihren Sitz in Berlin hat und sich 
der Ort ihrer Geschäftsleitung Im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befindet; dem 
Sitz steht eine Niederlassung gleich, soweit 
die Ansprüche In deren Bereidi entstanden 
sind; 

4. natürliche und juristische Personen des pri- 
vaten und des öffentlichen Rechts, die bei 
Inkrafttreten des Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt oder Sitz in 
einem Staate haben, dessen Regierung bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Bundes- 
republik Deutschland anerkannt hat; 

5. Rechtsnachfolger eines Gläubigers, wenn 
bei ihm und seinem Rechtsvorgänger die 
Voraussetzungen der Nummern 1, 2, 3 
oder 4 erfüllt sind; 

6. Inhaber von Rechten an einem Anspruch, 
wenn in der Person des Gläubigers die 
Voraussetzungen der Nummern 1, 2, 3, 4 
oder 5 erfüllt sind; 


7. Inhaber von dinglichen Rechten, die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind; 

8. Gläubiger, denen Ansprüche gegen die 
Treuhandverwaltung (§ 13 Abs. 1 und 
§ 18 Abs. 2 Satz 2) zustehen, ihre Rechts- 
nachfolger sowie Inhaber von Rechten an 
solchen Ansprüchen. 

(2) Steht der Ansprudi mehreren gemein- 
schaftlich zu, so kann er von jedem Berech- 
tigten angemeldet werden, sofern mindestens 
ein Mitberechtigter nach Absatz 1 anmelde- 
berechtigt ist. 

(3) Einer Anmeldung bedarf es nicht 

1. bei dinglichen Rechten, die aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, 

2. soweit der Treuhänder binnen drei Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
vorher erfolgte Anmeldung schriftlich be- 
stätigt. 

(4) Von der Anmeldung sind ausgeschlossen 

1. Ansprüche, die unter das Gesetz zur Rege- 
lung der Rechtsveirhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 307) in der Fassung vom 1. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) fallen, 

2. Ansprüche für die Zeit nach dem 8. Mai 
1945 aus Dienst-, Arbeits- und ähnlichen 
Schuldverhältnissen, soweit keine Dienste 
geleistet wurden; dies gilt nidit für ver- 
tragliche Versorgungsansprüche, 

3. Ansprüche auf Zahlung von Ausgleichs-, 
Stützungs- und sonstigen Beträgen, die 
durch den Reichsnährstand und die Zusam- 
menschlüsse aus Reichsmitteln auszuzahlen 
waren, 

4. Ansprüche auf Entschädigung wegen der 
Einschränkung oder Stillegung von Betrie- 
ben oder wegen anderer wirtschaftlicher 
Nachteile, die auf Grund von hoheitlichen 
Maßnahmen des Reichsnährstandes und 
der Zusammenschlüsse entstanden sind; 
dies gilt nicht, wenn die Entschädigung 
von der zuständigen Stelle des Reichsnähr- 
standes oder der Zusammenschlüsse unan- 
fechtbar festgesetzt oder dem Grunde nach 
zuerkannt ist, 

5. Ansprüche aus Schäden, die im Gesetz über 
den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz 
— LAG) vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446) geregelt worden sind. 
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(5) Ansprüche, deren Anmeldung durch 
dieses Gesetz ausgeschlossen ist, können gegen 
den Reichsnährstand und die Zusammen- 
schlüsse nicht geltend gemacht werden. 

§ 6 

Frist und Form der Anmeldung 
von Ansprüchen 

(1) Die Frist zur Anmeldung endet am 

Ansprüche, die nicht 

rechtzeitig angemeldet sind, verjähren mit 
dem Ablauf der Anmeldefrist. 

(2) Ansprüche gegen den Reichsnährstand 
und die Zusammenschlüsse sind bei dem 
Treuhänder anzumelden, in dessen Geschäfts- 
bereich (§ 2 Abs. 3) der Gläubiger seinen 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt, seinen 
Sitz oder seine Niederlassung hat. Ansprüche 
der in § 5 Abs. 1 Nr. 5, 6 genannten Per- 
sonen sind bei dem für den Gläubiger zustän- 
digen Treuhänder anzumelden. Für die An- 
meldung dinglicher Rechte, die aus dem 
Grundbuch ersiditlich sind (§ 5 Abs. 1 Nr. 7), 
ist der Treuhänder zuständig, in dessen Ge- 
schäftsbereich das belastete Grundstück im 
Grundbuch eingetragen ist. 

(3) Anmeldungen, die bei einem unzustän- 
digen Treuhänder rechtzeitig eingehen, sind 
wirksam. Sie sind an den zuständigen Treu- 
händer weiterzuleiten. 

(4) Bei der Anmeldung sind anzugeben 

1. Name (Firma), bei natürlichen Personen 
auch der Vorname des Anmelders, sein 
Wohnsitz (Sitz) oder ständiger Aufent- 
haltsort und seine Anschrift, 

2. Gegenstand, Grund und Flöhe des An- 
spruchs, 

3. etwaige Mitberechtigte, Pfandgläubiger 
oder sonstige Rechtsinhaber, 

4. die zum Nachweis der Anmeldeberechti- 
gung und des angemeldeten Anspruchs er- 
forderlichen Beweismittel. 

(5) Die in Absatz 4 Nr. 4 genannten Be- 
weismittel sollen der Anmeldung beigefügt 
werden. 

§ 7 

Feststellung der Ansprüche 

(1) Der Treuhänder hat die nach diesem 
Gesetz angemeldeten Ansprüche zu prüfen 
und dem Anmelder einen schriftlichen Be- 
scheid zu erteilen. 


(2) Soweit der Treuhänder einen Anspruch 
ablehnt, ist der Bescheid zu begründen, mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 
nach den Vorschriften des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes (VwZG) vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379) zuzustellen. 

(3) Abgelehnte Ansprüche sind binnen drei 
Monaten nach Zustellung des Bescheids bei 
dem für den Sitz des Treuhänders zuständi- 
gen Gericht im Wege der Klage geltend zu 
machen; andernfalls verjähren sie mit dem 
Ablauf der Klagefrist. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Abwicklung des Reichsnährstandes 
§ 8 

Übergang des Aktivvermögens 

(1) Mit Wirkung vom 24. Mai 1949 gilt 
das Vermögen des Reichsnährstandes als 
übergegangen 

1. auf die Länder, soweit es gebietlichen 
Zwecken, 

2. auf die Bundesrepublik Deutschland, so- 
weit es übergebietlichen Zwecken 

am 8. Mai 1945 gewidmet war. 

(2) Die Vermögen des Absatzes 1 mindern 
sich 

1. um das mit Wirkung vom Tage der 
Rechtskraft der Entscheidung als Eigen- 
tum der rückfallberechtigten Einrich- 
tungen festzustellende Rückfallvermögen 
(§§ 10 , 11 ), 

2. um das auf Antrag einer Landwirtschafts- 
kammer oder anderen öffentlich-recht- 
lichen Einrichtung entsprechend der ge- 
setzlichen Übertragung von Aufgaben als 
deren Eigentum festzustellende Verwal- 
tungsvermögen, soweit es nicht bereits 
Rückfallvermögen ist; die Feststellung 
trifft im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 die 
oberste Landesbehörde, im Falle des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 der Bundesminister. 

(3) Rückfallvermögen sind Gegenstände, 
die dem Reichsnährstand von den eingeglie- 
derten Einrichtungen zugeflossen und noch 
feststellbar sind. Zu ihm gehören auch 
Gegenstände, die Ihm zugeflossen sind auf 
Grund eines dazugehörigen Rechts oder als 
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Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung oder 
Entziehung eines dazugehörigen Gegenstan- 
des oder durch ein Rechtsgeschäft, das sich 
auf das Rückfallvermögen bezieht. 

(4) Verwaltungsvermögen im Sinne dieses 
Gesetzes ist das Vermögen des Reichsnähr- 
standes, das nach seiner Zweckbestimmung 
am 8. Mai 1945 überwiegend für Verwal- 
tungsaufgaben bestimmt war. Verwaltungs- 
vermögen sind Insbesondere Verwaltungs- 
gebäude, Landwirtschaftsschulen, Versuchs- 
und Lehranstalten, Versuchs- und Lehrgüter. 

(5) Die Feststellung eines Gegenstandes als 
Rückfallvermögen schließt den Antrag auf 
Feststellung eines Gegenstandes als Verwal- 
tungsvermögen aus. 

§ 9 

Feststellung des auf den Bund 
übergegangenen Vermögens 

(1) Der Haupttreuhänder des Reichsnähr- 
standes übergibt dem Bundesminister und 
der zuständigen obersten Landesbehörde 
innerhalb von sechs Monaten seit Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Verzeichnisse der 
Grundstücke und der grundstücksgleichen 
Rechte sowie der anderen Vermögensgegen- 
stände, soweit sie übergebletlichen Zwecken 
am 8. Mai 1945 gewidmet waren und nicht 
als Rückfallvermögen beansprucht werden. 
Der Bundesminister und die oberste Landes- 
behörde werden sich Innerhalb von drei Mo- 
naten seit Übergabe der einzelnen Verzeich- 
nisse zu den Verzeichnissen erklären. 

(2) Soweit Übereinstimmung besteht und 
eine etwa erforderliche Entscheidung über 
Rückfallvermögen nach § 11 rechtskräftig 
getroffen Ist, veranlaßt der Haupttreuhän- 
der die Berichtigung des Grundbuchs und 
sonstiger öffentlicher Bücher (§ 2 Abs. 6). 
Wird eine Übereinstimmung nicht erzielt, 
ob es sich bei einzelnen Vermögensgegen- 
ständen um Vermögen der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines Landes handelt, so 
entscheidet auf Antrag das Bundesverwal- 
tungsgericht. Satz 1 gilt entsprechend. 

§ 10 

Rückfallberechtigte Einrichtungen 

(1) Rückfallberechtigte Einrichtungen Im 
Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen Ein- 


richtungen des privaten und öffentlichen 
Rechts, die 

1. den nach §§ 6 bis 8 der Ersten Verord- 
nung über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstandes vom 8. Dezember 1933 
(Relchsgesetzbl. I S. 1060) und nach § 5 
der Dritten Verordnung über den vor- 
läufigen Aufbau des Reichsnährstandes 
vom 16. Februar 1934 (Relchsgesetzbl. I 
S. 100) In den Reichsnährstand eingeglie- 
derten Einrichtungen nach Organisation 
und Zielsetzung gleichzustellen sind und 

2. bis zum errichtet 

worden sind. 

(2) Den eingegliederten Einrichtungen 
stehen aufgelöste Einrichtungen gleich, soweit 
sie ihr Vermögen auf den Reichsnährstand 
übertragen haben. 

(3) Rückfallberechtigt sind auch nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 
wiedererrichtete Land- 
wirtschaftskammern. 

§ 11 

Feststellung der Rückfallberechtigten 
und der Rückfallvermögen 

(1) Anträge auf Anerkennung als Rück- 
fallberechtigter und auf Anerkennung von 
Rückfallvermögen sind binnen einer Aus- 
schlußfrist von drei Monaten bei der ober- 
sten Landesbehörde zu stellen, wenn sich der 
Bezirk des Antragstellers auf das Land be- 
schränkt, In den übrigen Fällen bei dem 
Bundesminister. Die Ausschlußfrist beginnt 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, für 
die nach dem Inkrafttreten endgültig wieder- 
errichteten Landwirtschaftskammern (§ 10 
Abs. 3) mit dem Tage der Wiedererrichtung. 
Dem Antrag ist die Satzung des Antragstel- 
lers beizufügen, sowie die Satzung derjeni- 
gen Einrichtung, der der Antragsteller nach 
Organisation und Zielsetzung gleidizustel- 
len ist (§ 10 Abs. 1 Nr. 1); dies gilt nicht 
für die Landwirtschaftskammern. 

(2) Über den Antrag entscheidet die 
oberste Landesbehörde nach Anhörung des 
Landestreuhänders und der Beteiligten, der 
Bundesminister nach Anhörung des Haupt- 
treuhänders und der Beteiligten. 

(3) Gegen die Entscheidung nach Absatz 2 
steht der Verwaltungsrechtsweg offen. 
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S 12 

Ausgleich 

(1) Die laufenden Einnahmen und Aus- 
gaben aus der Verwaltunig des Vermögens 

des Reichsnährstandes, idie bis 2um 

eingegangen oder geleistet wor- 
den sind, gehen für Rechnung desjenigen, bei 
dem sie eingegangen oder von dem sie ge- 
leistet worden sind (Kassenprinzip), nach 
diesem Zeitpunkt für Rechnung des endgül- 
tig Berechtigten. Anderweitige Vereinbarun- 
gen sind zulässig. 

(2) Ein Ausgleich weigen Werterhöhung 
durch Verwendungen oder Investitionen 
oder wegen Wertminderung einschließlich 
Belastungen findet bei Verwaltungsver- 
mögen und Rückfallvermögen, das als Ver- 
waltungsvermögen zu dienen bestimmt ist, 
nicht statt. 

(3) Bei sonstigem Rückfallvermögen hat 
der Rückfallbereditigte für wesentliche Wert- 
steigerungen, die auf Maßnahmen des Reichs- 
nährstandes oder des zuständigen Treuhän- 
ders zurückzuführen sind, einen angemesse- 
nen Geldbetrag zu zahlen, wenn die Wert- 
erhöhung nicht mit Mitteln der eingeglie- 
derten Einrichtung erzielt worden ist. Als 
Wertsteigerung gilt auch die Beseitigung von 
Lasten und Verbindlichkeiten, die mit dem 
Gegenstand rechtlich oder wirtschaftlich zu- 
sammenhingen. 

§ 13 

Verbindlichkeiten 

(1) Die Kosten der Treuhandverwaltung 
sind aus den entsprechenden Vermögen des 
§ 8 Abs. 1 vorweg zu entrichten. 

(2) Die mit dem einzelnen Gegenstand der 
Vermögen (§ 8 Abs. 1 und 2) unmittelbar 
rechtlich oder wirtschaftlich zusammenhän- 
genden Verbindlichkeiten sind von demjeni- 
gen zu erfüllen, in dessen Eigentum der 
Gegenstand nach § 8 Abs. 1 und 2 überge- 
gangen ist oder in Anwendung dieses Ge- 
setzes übergeht, jedoch nur bis zu dem Wert 
des einzelnen Gegenstandes. 

(3) Vertragliche Versorgungsverblndlich- 
keiten und ähnliche Verbindlichkeiten des 
Reichsnährstandes und der in den Reichs- 
nährstand eingegliederten Einrichtungen sind, 
wenn diese Verbindlichkeiten nicht unter das 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 


lenden Personen fallen, vorweg aus dem auf 
die Bundesrepublik Deutschland übergegan- 
genen Vermögen zu erfüllen. 

(4) Die übrigen Verbindlichkeiten des 
Reichsnährstandes sind aus dem auf die Bun- 
desrepublik Deutschland übergegangenen 
Vermögen zu erfüllen mit der Maßgabe, daß 
die Bundesrepublik Ihre Haftung auf den 
Wert des auf sie übergegangenen Vermögens 
beschränken kann. 


DRITTER ABSCHNITT 

Unterbringung, Übernahme und Versorgung 
der Dienstangehörigen und Versorgungs- 
berechtigten des Reichsnährstandes 

§ 14 

Anwendung der allgemeinen Vorschriften 

(1) Auf die Dienst angehörlgen und Versor- 
gungsberechtigten der in Anlage A Nr. 5 
und 6 zu § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 
131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
aufgeführten Einrichtungen finden die Vor- 
schriften des igenannten Gesetzes Anwendung, 
soweit der Absatz 2 und die §§ 15 und 16 
nichts anderes bestimmen. 

(2) Dienstherr Im Sinne des § 77 des ge- 
nannten Gesetzes ist auch der Reichsnähr- 
stand. 

§ 15 

Unterbringung und Versorgung 

(1) Eine dem Reichsnährstand nach Auf- 
gabe und Einrichtung Im Sinne des § 61 des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen entsprechende Ein- 
richtung besteht nicht. Die Versorgung der 
unter Kapitel I des genannten Gesetzes fal- 
lenden Dienstangehörigen obliegt der Bundes- 
republik Deutschland. § 61 Abs. 3 des ge- 
nannten Gesetzes findet keine Anwendung. 

(2) Die Aufgaben der Landesdienststellen 
des Reichsnährstandes Im Sinne des § 82 des 
genannten Gesetzes gelten mit Wirkung vom 
Tage der Auflösung als auf die Länder über- 
gegangen. Die Unterbringung und Versor- 
gung der Dienstangehörigen und Versor- 
gungsberechtigten derLandesdicnststellen ob- 
liegt den Ländern. 
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§ 16 

Übernahme und Versorgung von Dienstange- 
hörigen und Versoi^gungsberechtigten durch 
wiedererrichtete Landwirtsdiaftskammern 

(1) Die oberste Landesbehörde bestimmt 
im Einvernehmen mit der endgültig errich- 
teten Landwirtschaf tskammer, welche Dienst- 
angehörigen der ehemaligen Landesdienst- 
stellen des Reichsnährstandes entsprechend 
der Aufgabenübertragung von der Landwirt- 
schaftskammer zu übernehmen sind. Das 
gleiche gilt für die Versorgungsansprüche der 
bei der Wiedererrichtung einer Landwirt- 
schaftskammer bereits vorhandenen Versor- 
gungsberechtigten. Solange die Bestimmung 
nach Satz 1 und 2 nicht erfolgt ist, haftet das 
Land. 

(2) Den Landeswirtschaftskammern obliegt 
die Versorgung der gemäß Absatz 1 über- 
nommenen oder zu versorgenden Personen, 
jedoch sind die Länder verpflichtet, Zu- 
schüsse zur Versorgung im gleichen Verhält- 
nis zu leisten, wie die entsprechenden Stellen 
jeweils bezuschußt werden. 

(3) Die Fortsetzung des Beamtenverhält- 
nisses ist von der Landwirtschaftskammer 
schriftlich zu bestätigen. 

(4) Im übrigen gelten für die Übernahme 
die landesrechtlichen Bestimmungen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Abwicklung der wirtschaftlichen Zusammen- 
schlüsse 

§ 17 

Getrennte Abwicklung 

Die wirtschaftlichen Zusammenschlüsse 
sind einzeln, die von ihnen verwalteten 
Zweckvermögen getrennt abzuwickeln. 

§ 18 

Die Abwicklung im einzelnen 

(1) Aus den einzelnen Vermögensmassen 
sind die Verbindlichkeiten der einzelnen Zu- 
sammenschlüsse und Zweckvermögen zu er- 
füllen. 

(2) Übersteigen die Verbindlichkeiten die 
vorhandene entsprechende Vermögensmasse, 
so sind die Gläubiger entsprechend ihrem 
Anteil an der einzelnen Schuldenmasse zu be- 
friedigen. Kosten der Treuhandverwaltung 
und Versorgungsverbindlichkeiten haben den 


Vorrang gegenüber anderen Verbindlichkei- 
ten. 

(3) Das nach der Abwicklung der einzelnen 
Vermögensmassen verbleibende Restvermö- 
gen ist auf die Bundesrepublik Deutschland 
zu übertragen. Die Überschüsse der Zweck- 
vermögen sind von der Bundesrepublik 
Deutschland einem gleichen oder verwandten 
Zweck zuzuführen. 

(4) Vermögenswerte, weldie ein Wirt- 
schaftsverband nach dem 8. Mai 1945 er- 
worben hat, sind auf das Land zu übertra- 
gen, in dem der Wirtschaftsverband seinen 
Sitz hat. Dieses Land haftet für die nach dem 
8. Mai 1945 entstandenen Verbindlichkeiten 
des Wirts chaftsverbandes; Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 19 

Bisherige Treuhänder 

Das Amt der nach dem Gesetz über die 
Auflösung des Reichsnährstandes im Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 
1948 (WiGBl. S. 21) und nach anderen Vor- 
schriften bestellten Treuhänder erlischt mit 
der Bestellung der entsprechenden Treuhän- 
der nach § 3. 

§ 20 

Wirksamkeit bisheriger Verfügungen 

(1) Rechtsgeschäfte, die vor Erlaß dieses 
Gesetzes mit Zustimmung des Direktors der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets oder des Bundesministers vorgenommen 
worden sind, sind wirksam. 

(2) Die Zustimmung kann auch nachträg- 
lich erteilt werden. 

§ 21 

Kostenfreiheit 

Rechtsgeschäfte, Verhandlungen und An- 
träge, die der Durchführung dieses Gesetzes 
einschließlich der Berichtigung des Grund- 
buchs und der sonstigen öffentlichen Bücher 
dienen, sind frei von Gebühren, Steuern, Ab- 
gaben und Kosten. Bare Auslagen bleiben 
außer Ansatz. 
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§ 22 


Rechtsstreitigkeiten 


Soweit sidi Rechtsstreitigkelten durch Er- 
laß dieses Gesetzes erledigen, werden Ge- 
richtskosten einschließlich der Auslagen nicht 
erhoben; außergerichtliche Kosten werden 
gegeneinander aufgehoben. 


§ 23 

Fristen für Heimkehrer 

Für Heimkehrer im Sinne des § 1 des 
Heimkehrergesetzeis enden die Fristen zur 
Anmeldung von Vermögenswerten (§ 13) 
und zur Anmeldung von Ansprüchen (§ 14) 


sechs Monate nach Ablauf des Monats, in dem 
sie ihren ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes genommen haben. 

§ 24 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 25 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 4. Juli 1956 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

1. Der Reichsnährstand mit seinen rechtlich 
unselbständigen Untergliederungen (Landes- 
und Kreisbauernschaften) wurde durch das 
Gesetz über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstandes und Maßnahmen zur 
Markt- und Preisregelung für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse vom 13. September 1933 
(RGBl. I S. 626) und den dazu ergangenen 
sogenannten Aufbauverordnungen als be- 
ruf sständische Selbstverwaltungskörperschaft 
des öffentlichen Rechts errichtet. Seine Be- 
amten waren mittelbare Reichsbeamte. 

Die Zusammenschlüsse (Hauptvereinigungen, 
Wirtschaftsverbände) wurden durch die zu 
dem genannten Gesetz ergangenen sogenann- 
ten Zusammenschluß Verordnungen als beson- 
dere Körperschaften des öffentlichen Rechts 
gebildet. Sie haben grundsätzlich keine Be- 
amten ernannt. 

Nadi § 6 der Ersten Aufbauverordnung vom 
8. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1060) wurde 
der Reidisnährstand Rechtsnachfolger der 
Landwirtschafts- und Bauernkammern, der 
Preußischen Hauptlandwirtschaftskammer 
und des Deutschen Landwirtschaftsrates. Ein 
großer Teil der anderen landwirtschaftlichen 
Orpnisationen wurde durch den § 7 der 
gleichen Verordnung in den Reichsnährstand 
eingegliedert. Ihre Vermögen gingen ent- 
schädigungslos auf den Reichsnährstand über. 

In der weiteren Entwicklung wurde der 
Reichsnährstand mit seinen Dienststellen 
durch den Abschnitt V des Erlasses über die 
Vereinfachung der Verwaltung vom 28. Au- 
gust 1939 (RGBl, I S. 1535) und die §§ 10, 
17 der Verordnung über die Reichsverteidi- 
gungskommissare und die Vereinheitlichung 
der Wirtschaftsverwaltung vom 16. Novem- 
ber 1942 (RGBl. I S. 649) unbeschadet seiner 
personal- und haushaltsrechtlichen Selbstän- 
digkeit Verwaltungsstelle des Reichs. 

2. Mit dem Zusammenbruch des Reichs im 
Jahre 1945 gingen die Funktionen des Reichs- 
nährstandes auf die Besatzungsmächte über, 
welche die Funktionen teilweise auf die Län- 
der übertrugen. Der Reichsnährstand war da- 
mit de facto aufgelöst. 

3. Das Gesetz des Wirtschaftsrates vom 21. 
Januar 1948 (WiGBl. S. 21) und das sich 
daran anlehnende Landesgesetz Rheinland- 


Pfalz vom 15. Juli 1949 (GVBl. S. 280) haben 
den Reichsnährstand auch de jure aufgelöst. 
Die Abwicklung selber blieb besonderen Vor- 
schriften Vorbehalten. 

Die früheren Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern sowie Berlin haben be- 
sondere Gesetze über die Auflösung des 
Reichsnährstandes nicht erlassen. 

4. a) Die §§ 3 bis 5 des Auflösungsgesetzes 
vom 21. Januar 1948 übertrugen die Auf- 
gaben des Reichsnährstandes ausdrücklich auf 
die Länder und nur, soweit sie übergebiet- 
licher Natur waren, auf den Direktor der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes, an dessen Stelle durch das Grundgesetz 
der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten getreten ist. 

b) Das Grundgesetz hat Im übrigen die 
staatsrechtliche Neuordnung durch seine Vor- 
schriften über die Gesetzgebungs- und Ver- 
waltungskompetenz auch hinsichtlich der 
Funktionen des Reichsnährstandes endgültig 
abgeschlossen. Funktionsnachfolger des 
Reichsnährstandes sind mithin die Länder 
und der Bund. 

c) Als Funktionsnachfolger kommen jeden- 
falls die wiedererrichteten landwirtschaft- 
lichen Organisationen (Landwirtschaftskam- 
mern, Bauernverbände, Landarbeltergewerk- 
schaften usw.) nicht In Betracht, Diese Or- 
ganisationen haben keine Aufgaben des 
Reichsnährstandes übernommen, vielmehr be- 
stimmen die landwirtschaftlichen Organisa- 
tionen privaten Rechts kraft eigenen Sat- 
zungsrechts ihre Aufgaben selber, und die 
wiedererrichteten Landwirtschaftskammern 
leiten ihre Funktionen allein aus dem Lan- 
desrecht her. Die wiedererrichteten Landwirt- 
schaftskammern haben zudem einen wesent- 
lichen Strukturwandel erfahren. Die neueren 
Landwirtschaftskammergesetze bestimmen 
ausdrücklich, daß die wirtschafts- und sozial- 
politische Beratung und Betreuung der Land- 
wirtschaft und Ihrer Berufszugehörigen nicht 
Aufgabe der Landwirtschaftskammern sei. 
Die Landwirtschaftskammern gelten auch 
nicht mehr als Gesamtinteressenvertretung 
der Landwirtschaft. 

d) Die landwirtschaftlichen Organisationen 
privaten und öffentlichen Rechts können da- 
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her weder funktionell noch institutionell als 
eine dem Reichsnährstand entsprechende Ein- 
richtung Im Sinne des § 61 des G 131 ange- 
sehen werden, zumal der Reichsnähristand 
eine einheitliche Körperschaft für das ganze 
Reichsgebiet war und nach seinem ständischen 
Aufbau und seiner ständischen Zielsetzung 
nicht seinesgleichen in der Bundesrepublik 
hat. 

5. Der Reichsnährstand und seine Zusam- 
menschlüsse waren, wie von den seinerzeiti- 
gen Besatzungsmächten anerkannt, keine NS- 
Organisationen (vgl. z. B. Schreiben des US- 
Hohen Kommissars an den Herrn Bundes- 
kanzler vom 26. April 1950). Die Abwick- 
lungsvorschriften der Kontrollratsdirektive 
Nr. 50 fanden daher auf sie keine Anwen- 
dung. 

6. Der Entwurf eines Kriegsfolgenschlußge- 
setzes hat den Reichsnährstand und seine Zu- 
sammenschlüsse trotz der gegebenen Möglich- 
keit nicht einbezogen, da die Abwicklung des 
Reichsnährstandes „einer besonderen gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten bleiben müsse, 
die wohl unter dem Gedanken einer Sonder- 
liquidation der hier in Frage kommenden 
Vermögensmassen stehen müsse, (vgl. 
Drucksache 1659 S. 40 ff. und Stenographi- 
schen Bericht über die 103. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 29. September 1955 

S. 5687). 

7. Der vorstehende Entwurf will die Abwick- 
lung des Reichsnährstandes nach den herge- 
brachten Grundsätzen des Staats-, Verwal- 
tungs- und Beamtenrechts regeln. Zur Frage 
der Zuständigkeit kann auf die Begründung 
des Kriegsfolgenschlußgesetzes — Drucksache 
1659 — sowie auf den § 2 Abs. 1 des Auf- 
lösungsgesetzes vom 21. Januar 1948 (WiGBL 
S. 21) und Artikel 125, 131, 74 Nr.^ 17 GG, 
endlich auf die Grundsätze der Artikel 134, 
135 GG verwiesen werden. 

8. Der Entwurf bringt im Ersten Abschnitt 
allgemeine Vorschriften, im Zweiten Ab- 
schnitt die besonderen Vorschriften über die 
Abwicklung des Reichsnährstandes, in einem 
Dritten Abschnitt personalreditliche Bestim- 
mungen, In einem Vierten Abschnitt die Be- 
stimmungen über die Abwicklung und die 
wirtschaftlichen Zusammenschlüsse und end- 
lich in einem Fünften Abschnitt die Über- 
gangs- und Schlußbestimmungen. 


11. Grundrichtlinien des Entwurfs 

1. Der Reichsnährstand und seine wirtschaft- 
lichen Zusammenschlüsse sind aufgelöst. 

2. Mit dem Abschluß der Neuordnung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse durch das 
Grundgesetz gilt das Vermögen des Reichs- 
nährstandes je nach der gebletlichen Wid- 
mung als auf den Bund und die Länder über- 
gegangen. 

3. Die Vermögen mindern sich 

a) um das als Eigentum der rückfallberech- 
tigten landwirtschaftlichen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts und der rückfallbe- 
rechtigten landwirtschaftlichen Organisatio- 
nen des privaten Rechts festzustellende Rück- 
fallvermögen, 

b) um das als Eigentum der wiedererrichteten 
Landwirtschaftskammern festzustellende Ver- 
waltungsvermögen, soweit es nicht bereits 
Rückfallvermögen ist. 

4. Vertragliche Versorgungsverbindlichkelten, 
die nicht unter das Gesetz zu Artikel 131 GG 
fallen, sind vorweg aus den auf den Bund 
übergegangenen Vermögen zu erfüllen. 

5. Die übrigen Verbindlichkeiten des Reichs- 
nährstandes sind aus den auf den Bund über- 
gegangenen Vermögen zu erfüllen. Der Bund 
kann seine Haftung auf den Wert des Ver- 
mögens beschränken. 

6. Eine dem Reichsnährstand nach Aufgabe 
und Einrichtung Im Sinne des § 61 des Ge- 
setzes zu Artikel 131 GG entsprechende Ein- 
richtung besteht nicht. Die Versorgung der 
unter Kapitel I des genannten Gesetzes fal- 
lenden Dienstangehörigen des Reichsnähr- 
standes obliegt daher dem Bund. 

7. Die Aufgaben der Landes dienststeilen des 
Reichsnährstandes Im Sinne des § 82 des Ge- 
setzes zu Artikel 131 GG gelten als auf die 
Länder endgültig übergegangen. Die Unter- 
bringung und Versorgung der einheimischen 
Dienstangehörigen obliegt daher den Län- 
dern. 

8. Die Landwirtschaftsminister der Länder 
bestimmen im Einvernehmen mit den zu- 
ständigen Landwirtschaftskammern, welche 
einheimischen Dienstangehörigen und Ver- 
sorgungsberechtigten entsprechend der ge- 
setzlichen Aufgabenregelung zu übernehmen 
sind. 
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9. Die Landwirtschaftskammern übernehmen 
die Versorgung nur mit der Maßgabe, daß 
die Länder Zuschüsse zur Versorgung im 
gleichen Verhältnis leisten, wie die entspre- 
chenden Stellen jeweils bezuschußt werden. 

10. Die wirtschaftlichen Zusammenschlüsse 
des Reichsnährstandes sind einzeln, die von 
ihnen verwalteten Zweckvermögen sind für 
sich abzuwickeln. Das nach der Abwicklung 


der einzelnen Vermögensmassen verbleibende 
Restvermögen ist auf den Bund zu übertra- 
gen. Die Überschüsse der Zweckvermögen 
sind von dem Bund einem gleichen oder ver- 
wandten Zweck zuzuführen. 

Diese Grundrichtlinien entsprechen dem 
Grundgesetz und den hergebrachten Grund- 
sätzen des Staats-, Verwaltungs- und Be- 
amtenrechts. 
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